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Kleine Anfrage 2610 
 
des Abgeordneten Klaus Esser   AfD 
 
 
Verwendung der vom Bund bereitgestellten Regionalisierungsmittel: Was tun mit 
ungenutzten Ausgabenresten? 
 
 
Das Gesetz zur Regionalisierung des öffentlichen Nahverkehrs trat 1993 in Kraft und übertrug 
den Bundesländern zunächst die Verantwortung für den ÖPNV und ab dem Jahre 1996 auch 
die für den SPNV. Im Gegenzug stellt der Bund seitdem den Ländern für diese 
Verkehrsbereiche die sogenannten Regionalisierungsmittel bereit, um sie zur Wahrnehmung 
der Aufgaben in diesen Bereichen mit ausreichenden Finanzmitteln auszustatten. Diese 
Regionalisierungsmittel wurden zwischenzeitlich immer wieder dynamisch den jeweiligen 
Rahmenbedingungen angepasst. 
 
Neben der Deckung der laufenden Ausgaben dienen diese Mittel auch zur Bildung von 
Rücklagen und damit zur Sicherstellung eines langfristig sicheren und kontinuierlichen ÖPNV 
und SPNV. 
 
Gemäß der Antwort der Landesregierung (Drucksache 17/13101) auf eine Anfrage der AfD im 
März 2021 wurde immer stärker anwachsende Ausgabereste aus Regionalisierungsmitteln für 
2018 bis 2020 festgestellt. Mittlerweile dürften auch Zahlen für 2021 und 2022 vorliegen, die 
bei der langfristigen Einordnung der öffentlichen Mittelverwendung von Interesse für Bürger 
und Steuerzahler sind. 
 
 
Daher frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie hoch waren jeweils die zum Jahresende 2021 und 2022 insgesamt verbleibenden 

ungenutzten Regionalisierungsmittel für ÖPNV und SPNV (mit und ohne die bereits 
vorhandenen Rücklagen), die in Nordrhein-Westfalen erneut als Rücklagen angelegt 
werden konnten? (Bitte für jedes Jahr getrennt ausweisen) 

 
2. Wie hoch sind im Vergleich die Summen, die aus den Regionalisierungsmitteln des 

Bundes in diesen Jahren jeweils für ÖPNV- und SPNV-Projekte eingesetzt werden 
konnten? (Bitte für jedes Jahr getrennt ausweisen)  

 
3. Aus dem Haushaltsjahr 2016 wurden im Landeshaushalt bis dahin entstandene 

Ausgabereste in Höhe von 626.711.554,18 Euro bei den Regionalisierungsmitteln in das 
Haushaltsjahr 2017 übertragen (siehe Drs.17/3859), wobei sie in den Folgejahren weiter 
beträchtlich angewachsen sind. Warum wurde diese Fehlentwicklung nicht behoben, die 
offenbar auf dem Zuwendungsschlüssel beruht bzw. entsprechende Ausgabenreste aus 
Regionalisierungsmitteln erzeugt?  
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4. Beabsichtigt die Landesregierung auf eine Anpassung des Zuwendungsschlüssels im 

Bund hinzuwirken? 
 
5. Bunkert die Landesregierung mit ungenutzten Regionalisierungsmitteln zinslos Geld des 

Bundes? 
 
 
 
Klaus Esser 


